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Positionspapier der ANGA Verband Deutscher Kabelnetzbetreiber e.V. zu dem 
Gesetzentwurf für ein Gesetz zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung, 
Drs. 19/250, sowie die Änderungsanträge in den Drs. 19/291 und 19/359 

 

Der Verband Deutscher Kabelnetzbetreiber e.V. (ANGA) vertritt die Interessen 
von mehr als 190 Unternehmen der deutschen Breitbandkabelbranche, darunter 
Kabel Deutschland, Unitymedia KabelBW, Tele Columbus, PrimaCom, NetColog-
ne, Pepcom, wilhelm.tel und Deutsche Telekabel. Die Kabelnetzbetreiber der 
ANGA versorgen direkt oder indirekt mehr als 17 Millionen Kabelkunden in 
Deutschland. Aktuell nutzen ca. 5 Millionen Haushalte ihren Kabelanschluss auch 
als breitbandigen Internetzugang und für Telefonie.  

Die ANGA möchte die Gelegenheit wahrnehmen, zu dem Entwurf für ein Gesetz zur 
Änderung der Hessischen Gemeindeordnung, Drs. 19/250, sowie die Änderungsan-
träge in den Drs. 19/291 und 19/359 Stellung zu nehmen. 

Die mit dem Gesetzentwurf verfolgte Zielsetzung, den Ausbau digitaler Infrastrukturen 
voranzubringen, teilt die Kabelbranche uneingeschränkt. Im Hinblick auf die konkret 
vorgeschlagene Regelung, Breitbandaktivitäten der Kommunen in den Ausnahmeka-
talog des § 121 Abs. 2 HGO aufzunehmen bzw. sie als „öffentlichen Zweck“ im Sinne 
der Subsidiaritätsklausel des § 121 Abs. 1 HGO zu definieren (vgl. den Änderungsan-
trag Drs. 19/359), hat die ANGA jedoch wettbewerbliche und rechtlichen Bedenken. 

1. Wettbewerbliche Erwägungen 

Die ANGA teilt die Überzeugung, dass der Breitbandausbau insbesondere in ländli-
chen Gebieten der Beschleunigung bedarf. Allerdings sollte der hessische Landesge-
setzgeber dieses Problem nicht primär durch kommunale Aktivitäten zu lösen versu-
chen. Hiergegen sprechen sowohl rechtliche als auch wirtschaftliche Gründe. 

Der Breitbandausbau in Deutschland erfolgt im Wettbewerb. Es besteht sogar eine 
ausdrückliche Festlegung in Art. 87f GG, dass die Bereitstellung von Telekommunika-
tionsdienstleistungen durch private Unternehmen zu erfolgen hat. Betrachtet man die 
Entwicklung des Telekommunikationsmarkts und konkret der Verfügbarkeit von Breit-
bandanschlüssen in den zurückliegenden Jahrzehnten, hat sich diese Liberalisierung 
als Erfolgsmodell erwiesen. 

Es ist konkret der (Infrastruktur-)Wettbewerb zwischen privaten Unternehmen, der 
hohe Investition in die Netze ausgelöst und bereits weite Teile Hessens mit schnellen 
Internetanschlüssen versorgt hat. Die Kabelnetzbetreiber sind hierbei als wichtigster 
Infrastrukturwettbewerber zu den klassischen DSL-Anbietern ein erheblicher Treiber 
für neue Investitionen. Auch in Zukunft wird der Ausbau vor allem durch private Inves-
titionen, bestenfalls unterstützt durch staatliche Förderprogramme und -instrumente, 
weiter vorangetrieben werden.  

Beim Einstieg kommunaler Unternehmen in den Breitbandausbau ist darauf zu ach-
ten, dass sich daraus keine Wettbewerbsverzerrungen ergeben. Zu bedenken ist, 
dass Kommunen sich auch durch wettbewerblich unkritische Maßnahmen am schnel-
len Breitbandausbau beteiligen können. Kommunen können beispielsweise durch die 
Übernahme von Tiefbauarbeiten oder durch spezielle Kooperationen mit Unterneh-
men ihre Fähigkeiten und ihr Know-How einbringen und so Finanzierungslücken 
schließen.  

2. Rechtliche Erwägungen 

Neben den wettbewerblichen Wirkungen begegnen die vorgeschlagenen Änderungen 
auch erheblichen rechtlichen Bedenken. Die Regelungen, die darauf hinauslaufen, die 
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Errichtung und den Betrieb von Breitbandnetzen als Aufgabe der öffentlichen Da-
seinsvorsorge zu deklarieren und den Kommunen zuzuweisen, widersprechen sowohl 
dem Grundgesetz als auch EU-Recht. 

Errichtung und Betrieb von Breitbandnetzen sind Telekommunikationsdienstleistungen 
im Sinne von Art. 87f GG. Diese Grundgesetzregelung legt in Umsetzung der europa-
rechtlichen Verpflichtungen zur Abschaffung des historischen Fernmeldemonopols 
fest, dass Telekommunikationsdienstleistungen als privatwirtschaftliche Tätigkeiten 
erbracht werden. TK-Dienstleistungen werden im Umkehrschluss nicht mehr durch 
staatliche Stellen erbracht. Eigenwirtschaftliche Betätigungen von Kommunen als 
Mischformen dürfen nicht dazu führen, dass eine vorrangige privatwirtschaftliche Tä-
tigkeit verdrängt oder wettbewerblich gefährdet werden kann. 

Die in Art. 87f Abs. 1 GG definierte öffentliche Aufgabe beschränkt sich auf die Ge-
währleistung einer flächendeckend angemessenen Versorgung mit den erforderlichen 
Dienstleistungen. Diese Aufgabe ist durch Art. 87f Abs. 1 GG dem Bund als Aufgabe 
zugewiesen, der hierzu Näheres durch Bundesgesetz regelt. Es handelt sich mithin 
nicht um eine Angelegenheit der kommunalen Selbstverwaltung im Sinne von Art. 28 
Abs. 2 S. 1 GG. Eine Abkehr von diesem Grundsatz kann nicht durch einfaches Recht 
– erst recht nicht durch Landesgesetz wie in Drs. 19/359 – erfolgen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sowie die Änderungsanträge verletzen die verfas-
sungsrechtlich vorgegebene Trennung von bundesstaatlicher Aufgabe und privater 
Erfüllung. Die vorgeschlagene Ausnahme von der Subsidiaritätsklausel (Drs. 19/250) 
führt im Ergebnis dazu, dass die Gemeinden von einer Prüfung der Wirtschaftlichkeit 
eigener Vorhaben befreit werden. Sie könnten folglich in wettbewerbsverzerrende 
Konkurrenz zu den vom GG eigentlich mit der Erbringung beauftragten privaten An-
bietern treten. Für einen derartigen Eingriff in das Wirtschaftsleben und die individuel-
len Rechte der privaten Anbieter besteht keine Rechtfertigung. 

Die im Grundgesetz angelegte Trennung von hoheitlicher Bundesaufgabe und privat-
wirtschaftlicher Erfüllung ist europarechtlich bedingt und abgesichert, vgl. Art. 3 Abs. 1 
der Richtlinie 2002/20/EG (Genehmigungsrichtlinie). Dort ist in Satz 2 bestimmt, dass 
Unternehmen nur dann an der Bereitstellung elektronischer Kommunikationsnetze 
oder -dienste gehindert werden dürfen, wenn es hierfür einen ausreichenden Grund 
im Sinne von ex-Art. 46 Abs. 1 EUV gibt. 

Eine Hinderung von Unternehmen ist zumindest nach der in Drs. 19/250 vorgeschla-
genen Regelung darin zu erblicken, dass die Gemeinden von der Subsidiaritätsprü-
fung befreit werden und somit auch ohne zwingenden Bedarf in Konkurrenz mit den 
Unternehmen treten können. Denkbar wäre sogar, dass bereits versorgte Gebiete 
durch kommunale Netze überbaut werden – etwa mit dem Ziel einer günstigeren Ver-
sorgung durch die Nutzung von Skaleneffekten und unter Inkaufnahme von zumindest 
vorübergehenden, aus öffentlichen Mitteln zu deckenden Verlusten. 

Vor dem Hintergrund dieser sowohl wirtschaftlichen als auch rechtlichen Bedenken 
regt die ANGA an, die geplante Änderung der Gemeindeordnung zu überdenken. Es 
muss sichergestellt werden, dass keine Regelung geschaffen wird, die am Ende ei-
nem wirtschaftlichen und damit möglichst weitreichenden Breitbandausbau entgegen-
steht. Mögliche private Investitionen sollten nicht durch den unnötigen Einsatz von 
Steuergeldern ersetzt werden. Es ist daher mindestens notwendig, jede gemeindliche 
Aktivität auf Maßnahmen zu beschränken, die der Überwindung einer tatsächlich und 
auch dauerhaft bestehenden Wirtschaftlichkeitslücke dient. Hierzu sollten dann For-
men gewählt werden, die wettbewerbsneutral und beihilferechtlich unangreifbar sind. 

 

Berlin/Köln, den 11. Juni 2014 
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Stellungnahme der Deutschen Telekom  
zum Gesetzentwurf zur Änderung der Gemeindeordnung Hessen 

 
Bonn/ Wiesbaden, 11. Juni 2014 

 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender,  
 
für die Einladung zur öffentlichen Anhörung am 18. Juni im Innenausschuss des Landtages zum Gesetz-
entwurf zur Änderung der hessischen Gemeindeordnung bedanken wir uns. Die Deutsche Telekom AG 
wird von Herrn Dr. Jürgen Miele vertreten werden. Mit der folgenden schriftlichen Stellungnahme infor-
mieren wir Sie gern vorab über unsere Position zu dem Vorschlag, Breitbandaktivitäten von Kommunen in 
den Ausnahmekatalog der Hessischen Gemeindeordnung (nach § 121 Abs. 2 HGO) aufzunehmen.  
 
I. Zusammenfassung 
 
Eine zunehmende wirtschaftliche Betätigung der Kommunen beim Breitbandausbau nicht nur in ländli-
chen Gebieten, sondern auch in Großstädten führt zu erheblichen Wettbewerbsnachteilen der privaten 
Anbieter. Sowohl die unten beschriebenen Kalkulations‐ und Haftungsvorteile als auch die offensichtli-
chen Potenziale zu Quersubventionierungen stellen die privaten Anbieter vor unlösbare Probleme und 
behindern einen effizienten Ausbau der Breitbandinfrastruktur. Die Kommunen werden in einer Weise 
erwerbswirtschaftlich tätig, die dem verfassungsrechtlichen Primat des Privatisierungsgebotes des Tele-
kommunikationssektors diametral widerspricht. Sie denken letztlich wie ein privatwirtschaftliches Un-
ternehmen und suchen nach zusätzlichen Einnahmequellen, haben aber erhebliche Wettbewerbsvortei-
le. 
 

Selbst unter dem Aspekt der „Daseinsvorsorge“ gibt es keine Notwendigkeit, das Betätigungsfeld der 
öffentlichen Hand im TK‐Markt wieder auszuweiten. Eine Rekommunalisierung ist ein Rückschritt und 
ordnungs‐ sowie haushaltspolitisch verfehlt. Die Grundversorgung mit Breitband ist in Deutschland nahe-
zu flächendeckend sichergestellt. Die Privatwirtschaft investiert Milliarden in den Aufbau von     
NGA‐Netzen.  Diese Initiativen sind zu fördern. Jegliche Wettbewerbsverzerrungen und ungleiche Wett-
bewerbsvoraussetzungen durch (Re‐) Kommunalisierung müssen verhindert werden. 
 
Eine Änderung der Gemeindeordnung ist weder rechtlich noch sachlich gerechtfertigt.  Folgende Gründe 
sind dafür ausschlaggebend: 
 

1. Erhebliche Wettbewerbsverzerrung: 
Die Änderung würde zu erheblichen Wettbewerbsverzerrungen und ‐nachteilen der privaten 
Anbieter führen. Diese Wettbewerbsverzerrungen würden sich bei einer voranschreitenden 
Rekommunalisierung potenzieren. 
 

2. Nicht verfassungsrechtlich zulässig:   
Der Betrieb aktiver Telekommunikationsinfrastrukturen und der Betrieb nachgelagerter Dienst-
leistungen durch kommunale Unternehmen ist verfassungsrechtlich unzulässig. 
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II. Situationsbeschreibung 
 
Stadtwerke treten nicht nur zunehmend in Konkurrenz zu den privaten Betreibern von Telekommunika-
tionsnetzen. Mittlerweile dominieren sie den Markt bei den FTTB/H‐ Anschlüssen: Der FTTH Council 
Europe zählt für Deutschland 275.000 aktive FTTH‐Anschlüsse. Die meisten FTTH‐Kunden hat der bayeri-
sche Regionalanbieter M‐Net mit 90.000, auf den Plätzen folgen  die  Kölner  Netcologne  mit  88.000  
und  Wilhelm.Tel  aus  Norderstedt  mit  45.000.  Die Telekom verfügt lediglich über rd. 18.000 Kunden. 
Eine ähnliche Schieflage ergibt sich bei der Zahl der erschlossenen Haushalte, die einen FTTH‐Anschluss 
buchen könnten: Die Regionalanbieter kommen lt. FTTH Council Europe zusammen auf rund 1 Mio. 
Haushalte, die Telekom auf rd. 300.000.  Ein  Großteil  der  FTTH‐/B‐Anschlüsse in  Deutschland  wird  
von  insgesamt  rund  180 kommunalen Unternehmen wie beispielsweise Wilhelm Tel, M‐Net, 
NetCologne oder Stadtwerke Schwerte bereitgestellt, die im Glasfaserausbau aktiv sind (Allein die 4 ge-
nannten hatten lt. IDATE im Juni 2013 64% aller FTTH‐Anschlüsse in Deutschland realisiert). 
 

Für die Stadtwerke, die aufgrund ihrer Querschnittstätigkeit die verschiedensten Versorgungsbereiche 
wie Strom, Erdgas, Trinkwasser, Nahverkehr und Wärme umfassen, liegt die Ausdehnung auf Telekom-
munikation vor dem Hintergrund ohnehin anstehender Modernisierungen  insbesondere  des  Strom-
netzes,  aber  auch  von  z.  B.  Fern‐  und Nahwärmenetzen nahe. Beispiele sind die FTTH‐Erschließung 
in Lebrade durch E.ON Hanse, im Zuge eines Nahwärmeprojekts; FTTB‐Erschließung aller Gebäude im 
Zentrum Münchens mit FTTB i. R. der „EE‐Ausbauoffensive“ der Stadtwerke München; 
FTTH‐Erschließung der Stadtwerke Saarlouis i. R. d. Modernisierung des Strom‐, Gas‐ und Wassernetzes. 
 

Bemerkenswert ist diese Tendenz zunehmender wirtschaftlicher Betätigung trotz der Erfolgsgeschichte 
der Privatisierung und Liberalisierung des Telekommunikationsmarktes in Deutschland. Die Grundver-
sorgung mit Breitband (2 MBit/s) ist in Deutschland nahezu flächendeckend sichergestellt. Rd. 60% aller 
Haushalte verfügen bereits über Bandbreiten von mind. 50 MBit/s. Weitere Investitionen von privaten 
TK‐Unternehmen in NGA‐Netze in Milliardenhöhe sind bereits angekündigt und in konkreter Umset-
zungsplanung. Verbraucher verfügen über eine große Auswahl an innovativen und attraktiven 
TK‐Produkten und Tarifen. Daher fehlt es nicht nur an der objektiven Notwendigkeit einer Ausdeh-
nung der kommunalen wirtschaftlichen Tätigkeit. Vielmehr zeigen sogar die im ersten Absatz benannten 
Beispiele sehr deutlich,  dass  die  Stadtwerke nicht  nur  in  ländlichen  Gegenden wirtschaftlich tätig  
werden, sondern gerade in den dicht besiedelten Gegenden wie Großstädten Marktanteile hinzugewin-
nen, die  unternehmerisch  wesentlich  rentabler  sind.  Damit  wird  auch  offensichtlich,  dass  die 
Motivation der Stadtwerke zur wirtschaftlichen Tätigkeit rein erwerbswirtschaftlich motiviert ist. 
 

 
III.     Problemfeld 1 - Quersubventionierung 
 
1.  Quersubventionierung und sonstige staatliche Zuwendungen für den Breitbandausbau 
 

Bereits derzeit sind private Anbieter im Wettbewerb mit kommunalen Unternehmen damit konfrontiert, 
Angebote der kommunalen Unternehmen nicht nachbilden zu können. Denn die sich aus den zahlreichen 
Betätigungsfeldern der kommunalen Unternehmen ergebenden Quersubventionierungspotenziale wer-
den ausgereizt. Das gilt sowohl für Ausbauaktivitäten in ländlichen als auch in dicht besiedelten Ge-
bieten. Üblicherweise halten Städte, Landkreise oder Verbünde kommunaler Energie‐ und Wasserver-
sorger Anteile an Stadtwerken, die in den verschiedensten Versorgungsbereichen wie Strom, Erdgas, 
Trinkwasser, Nahverkehr und Wärme tätig sind. Dadurch haben diese Unternehmen besondere Vorteile 
beim Aufbau breitbandiger Telekommunikationsnetze, da  sie  auf  bestehende  Netzinfrastrukturen  
zurückgreifen  können.  
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Diese Vorteile bestehen zunächst bei der Mitverlegung von Glasfaserleitungen für Breitbandanschlüsse 
bei ohnehin anstehenden Modernisierungen z. B. des Stromnetzes (etwa zur Errichtung eines „Smart 
Grids“). Quersubventionierungen können hierbei konkret aus den regulierten Bereichen (Energie, Was-
ser) in das unregulierte TK‐Geschäft von Stadtwerken i. R. einer intransparenten, und nicht sachgerech-
ten Kostenzuschlüsselung erfolgen. Beispielsweise kann ein Stadtwerk die Tiefbaukosten überwiegend 
und überproportional dem regulierten Kostenträger Strom zuschlüsseln, so dass bei der 
Retailpreiskalkulation für den mit derselben Tiefbaumaßnahme erschlossenen Breitbandanschluss der 
Tiefbaukostenanteil unverhältnismäßig gering ausfällt (Zum Vergleich: Für einen rein privaten 
TK‐Netzbetreiber machen Tiefbaukosten mit bis zu 80 % der Gesamtkosten bei der Neuverlegung von 
Glasfaserleitungen mit Abstand den größten Kostenblock aus). Schon in dieser Hinsicht können private 
TK‐Netzbetreiber bei den Retailpreisen für Breitband nicht mit den Stadtwerken konkurrieren.  
 
Eine saubere, buchhalterische Trennung zwischen den unterschiedlichen, teils regulierten, und teils 
unregulierten Geschäftsbereichen erfolgt i. d. R. nicht. Dieses Risiko wurde von Seiten der Bundes-
netzagentur auch erkannt. Diese hat im August 2012 einen „Leitfaden für die Verlegung von Glasfaser-
kabeln bei Arbeiten am Stromnetz“ veröffentlicht1, der die regulierungsrechtlichen Kostenschlüsse-
lungsgrundsätze zwischen dem Strom‐ und einem etwaigen TK‐/Nebengeschäft beschreibt und bis 
zum Ende der zweiten Anreizregulierungsperiode im Jahr 2018 gilt. Dieser Leitfaden wird jedoch von 
den in den Verbänden Breko und Buglas organisierten Unternehmen öffentlich als überarbeitungsbe-
dürftig und zu bürokratisch befunden und in der Praxis kaum bis gar nicht angewendet2. Aus Sicht „rei-
ner“ TK‐Unternehmen (d. h., ohne Versorger‐ oder kommunalen Hintergrund) besteht die akute Gefahr, 
dass das TK‐Nebengeschäft dieser Modelle derzeit   vom   Stromkunden   quersubventioniert   wird   und   
sich   diese   „hybriden Unternehmen“ aktuell in intransparenter Weise einen massiven Wettbewerbs-
vorteil verschaffen, der frühestens mit Beginn der nächsten Anreizregulierungsperiode für die Strom-
netzbetreiber korrigiert wird. Ob das geschieht ist zudem fraglich und käme in jedem Fall zu spät, da die 
wettbewerbsverzerrende Wirkung rückwirkend kaum korrigiert werden kann. Hier besteht daher akuter 
Handlungsbedarf, zumindest in Form der verbindlichen Vorgabe einer transparenten, getrennten Kon-
tenführung zwischen den einzelnen Geschäftsbereichen. 
 
2.  Ausnutzen des kalkulatorischen und haftungsrechtlichen Ungleichgewichts zwischen 

öffentlicher und privater wirtschaftlicher Betätigung 
 

Eine zweite Fallgruppe stellen Breitbandaktivitäten von Kommunen oder kommunalen Unternehmen in 
sog. weißen „NGA‐Flecken“ dar, die auf unrealistischen und z. T. unseriösen Kalkulationen der Kommu-
nen oder kommunalen Unternehmen beruhen, die ein seriöses privates Unternehmen niemals für seine 
privaten Investitionen zugrundelegen würde. Diese Fallgruppe tritt insbesondere, aber nicht nur, in 
weißen NGA‐Flecken auf. So werden Wirtschaftlichkeitsberechnungen unter Verwendung sehr zinsgüns-
tiger Landesdarlehen über Zeiträume von bis zu 25 Jahren erstellt. Ein privates TK‐Unternehmen wird 
niemals über 25 Jahre kalkulieren können, selbst nicht bei einem FTTH‐Ausbau. Zudem werden bereits 
nach wenigen Jahren hohe Penetrationsraten von bis zu 60% prognostiziert. Diese Raten sind völlig 
überhöht und entsprechen nicht den Werten, die etablierte TK‐Unternehmen tatsächlich erzielen und 
entsprechend in Investitionskalkulationen ansetzen. 
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Darüber hinaus werden in den Fällen, wo die Kommunen nur das passive Netz bauen, um es dann einen 
Betreiber zu verpachten (sog. Betreiber‐ oder Pachtmodell), hohe Pachtzahlungen erwartet, z. B. für den 
laufenden Glasfaser‐ oder Leerrohrmeter. Werden Aufwendungen für den Aufbau der aktiven Technik 
sowie für Betrieb, Marge etc. dazugerechnet, entstehen Kosten, die keine wettbewerbsfähigen Endkun-
denpreise mehr erlauben. Vor dem Hintergrund einer sehr zögerlichen Zahlungsbereitschaft der Bürger 
für mehr Breitbandleistung scheinen die bei den geforderten Pachthöhen notwendigen Endkundenpreise 
nicht durchsetzbar. Eine ausreichende Auslastung der Infrastruktur und damit eine auskömmliche Be-
dienung des Kredites wäre nicht möglich. Es steht daher zu befürchten, dass das sog. „Betreibermo-
dell“ auf Grund der oft unrealistischen Planungsgrundlagen in vielen Fällen einer „geplanten Bestellung“ 
von Bürgschaften gleichkommt. Hier wird also vielfach vorschnell und ohne Not ein Modell gewählt, wel-
ches sowohl finanziell für die Kommune nicht nachhaltig ist, den Betreibern kein wirtschaftliches End-
kundenangebot ermöglicht und somit für die Endkunden keinerlei Vorteil bringt.  
 
 
IV. Problemfeld 2 - Verfassungsrechtliche Bewertung 
 
1.  Kommunalrechtliche Umsetzung der Rekommunalisierung 
 

Die zunehmende wirtschaftliche Betätigung von Kommunen soll durch die Änderung der hessischen Ge-
meindeordnung erleichtert werden, der Tätigkeitsbereich der Kommunen soll ausgeweitet werden. Die 
Breitbandaktivitäten der Kommunen sollen in den Ausnahmekatalog der Hessischen Gemeindeordnung 
(§121 Abs. 2 HGO) aufgenommen werden (Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen).   
 
Die angestrebte Änderung würde die Subsidiaritätsklausel für die wirtschaftliche Betätigung der Ge-
meinden aushebeln. 
 
2.  Verfassungsrechtliche Grenzen 
 

Kommunen oder kommunale Unternehmen sind wie beschrieben nicht nur in ländlichen Gebieten tätig, 
sondern erweitern ihr Geschäft insbesondere auch in Großstädten mit dem Ausbau von Breitbandnetzen. 
Hier können sie von den oben beschriebenen Vorteilen profitieren und erzielen erhebliche Marktanteile 
und zusätzliche Umsätze. Die privaten Anbieter hingegen verlieren hier immer weiter an Boden. So liegt 
der Breitband‐Marktanteil der Telekom in Köln beispielsweise aktuell bei ca. 22%, in Dortmund bei 30% 
oder in München bei 35%. Es ist offensichtlich, dass in dicht besiedelten Gegenden keinerlei Bedürfnis 
für die wirtschaftliche Betätigung der Kommunen besteht. Aber auch in weniger dicht besiedelten Ge-
genden treten Kommunen oder kommunale Unternehmen in Wettbewerb zu privaten Anbietern, die hier 
investieren wollen. 
 

In beiden Fällen ist der Betrieb aktiver Telekommunikationsinfrastrukturen und der Betrieb nachgela-
gerter Dienstleistungen durch kommunale Unternehmen verfassungsrechtlich unzulässig. Denn aus dem 
materiellen Privatisierungsgebot des Art. 87 f Abs. 2 S. 1 GG ergibt sich, dass dieser Bereich von privaten 
Anbietern zu übernehmen ist. Auch der zumeist angebrachte Verweis auf die kommunale Selbstverwal-
tungsgarantie kann daran nichts ändern. Denn bei den beschriebenen Leistungen handelt es sich ein-
deutig nicht um  „Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft“. Damit ist schon kein Raum für eine 
kommunale wirtschaftliche Betätigung. Auch die Änderungen der Gemeindeordnungen der Länder ändern 
daran nichts. Denn unabhängig von den derzeitigen Ausgestaltungen bzw. Änderungen der Gemeinde-
ordnungen der Länder sind diese vor dem Hintergrund des Art. 87 f GG ausschließlich in der Weise 
auszulegen, dass eine vertikale Integration durch die kommunale Bereitstellung passiver Infrastruktur 
und den Betrieb der aktiven Infrastruktur samt nachgelagerter Dienstleistungen eindeutig verfassungs-
widrig wäre, wenn ein privater Anbieter investiert hat oder hätte, d.h. ein Marktversagen nicht vorliegt. 
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1http://www.bundesnetzagentur.de/cln_1421/DE/Service‐ 
Funktionen/Beschlusskammern/Beschlusskammer8/BK8_93_Leitfaeden_und_fSV/BK8_Leitfaeden_und_fSV_node.html, 11.4.14 
2http://www.it‐gipfel.de/IT‐Gipfel/Redaktion/PDF/it‐gipfel‐2013‐jahrbuch‐ag2,property=pdf,bereich=itgipfel,sprache=de,rwb=true.pdf  (S. 
393‐411), 11.4.14 
3 http://www.shz.de/lokales/landeszeitung/startzeichen‐fuers‐volle‐breitband‐id3251851.html?print=1, 23.4.14 
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Stellungnahme 
zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und Bündnis 90 / Die Grünen für 
ein Gesetz zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung – Drucks. 19/250 – 

und 
zu dem Änderungsantrag der Fraktion der SPD – Drucks. 19/359 – 

13.06.2014 
Zusammenfassung 
Die Vereinigung der hessischen Unternehmerverbände lehnt im Bereich der 
Energieversorgung die von CDU und Bündnis 90 / Die Grünen vorgeschlagenen 
Änderungen der HGO sowie den Änderungsantrag der SPD ab, da beide Vorschläge 
zu einer Ausweitung der energiewirtschaftlichen Betätigungen der Gemeinden 
führen. Die weitergehende HGO-Öffnung, die die SPD vorschlägt, lehnt die VhU ab.  
Denn den öffentlich-rechtlichen Akteuren, die Kommunalunternehmen beaufsichtigen 
und teilweise auch leiten, fehlt die Haftung der Letztentscheider mit ihrem privaten 
Kapital. Das kann zur Inkaufnahme überhöhter Risiken führen, die im Falle des 
wirtschaftlichen Scheiterns zu Lasten der Steuerzahler geht. Die VhU fordert: Wo 
Wettbewerb auf Märkten möglich ist, sollten Staat und Gemeinden sich darauf 
beschränken, den rechtlichen Rahmen zu setzen. Sie sollten als „Schiedsrichter“, 
nicht als „Mitspieler“ auftreten.  
Hingegen befürwortet die VhU die im Bereich Breitbandversorgung intendierten 
HGO-Änderungen grundsätzlich, fordert aber eine explizite Pflicht zur vorherigen 
Markterkundung. 
 
Zum Gesetzentwurf von CDU und Bündnis 90 / Die Grünen – Drucks. 19/250 – 
Zu Art 1, Nr. 1 a) Energiewirtschaft 
Die VhU lehnt die Ausweitung der energiewirtschaftlichen Betätigungsrechte der 
Gemeinden ab – grundsätzlich und wie sie in Art. 1, Nr. 1 a) vorgesehen ist. 
Die in der Beschreibung des „Problems“ des Gesetzentwurfs enthaltene Aussage, 
„insbesondere“ die Kommunen seien „nach den Ergebnissen des hessischen 
Energiegipfels“ „entscheidende Akteure bei der Steigerung des Anteils erneuerbarer 
Energien“, hält die VhU für irreführend. Weder hat der hessische Energiegipfel eine 
solche Position beschlossen (zudem gab es allein hierzu sieben, teilweise völlig 
verschiedene Protokollerklärungen!), noch gibt es einen empirischen Beleg für die 
Richtigkeit dieser Aussage. Auch über die Hilfs-Behauptung, die Kommunen seien 
für die „Akzeptanz der Energiewende“ erforderlich, was ein völlig unbestimmtes 
Modewort der Politik ist, lässt sich kein Anlass für diese Gesetzesänderung 
konstruieren. Aus VhU-Sicht existiert kein Problem, was die Gesetzesänderung 
rechtfertigt. 
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Im Gegenteil: Der Ausbau der Anlagen zur Stromerzeugung aus regenerativen 
Energien in Deutschland und in Hessen war und ist fast ausschließlich auf die 
massive Förderung durch das EEG zurück zu führen. Nur ein sehr kleiner Teil dieser 
Anlagen befindet sich im Eigentum von Kommunen oder von Unternehmen mit 
wesentlicher kommunaler Beteiligung. Zugleich steigt der Anteil an regenerativ 
erzeugtem Strom am Gesamtstromverbrauch von Jahr zu Jahr an. Dies zeigt, dass 
es bislang für den „Erfolg“ der sog. Energiewende so gut wie überhaupt nicht auf die 
Kommunen ankam.  
Nichts deutet darauf hin, dass für den weiteren Ausbau der regenerativen 
Stromerzeugung eine Ausweitung der Rechte der kommunalen Wirtschaftstätigkeit 
erforderlich wäre. Auch künftig werden – zurecht – die allermeisten Solar-, Windkraft- 
und Biomasseanlagen von Bürgern und Unternehmen gebaut und betrieben, nicht 
von Kommunen oder von Stadt- und Gemeindewerken. 
Wie schon im Abschlussbericht des Hessischen Energiegipfels vom 11.11.2011 
verdeutlicht, lehnt die VhU eine Öffnung der HGO mit dem Ziel einer Ausweitung der 
energiewirtschaftlichen Betätigung von Kommunen ab. Dafür gibt es einen ganz 
entscheidenden Grund: Den öffentlich-rechtlichen Akteuren, die 
Kommunalunternehmen beaufsichtigen bzw. teilweise leiten, fehlt etwas ganz 
Wichtiges: Die Haftung der Letztentscheider mit ihrem privaten Kapital. Das kann zur 
Inkaufnahme überhöhter Risiken führen. Im Falle eines wirtschaftlichen Scheiterns 
zahlt letztlich der Steuerbürger. 
Staat und Kommunen sollten wegen der fehlenden persönlichen Haftung ihrer 
Akteure grundsätzlich auf unternehmerische Tätigkeiten verzichten. Politiker und 
Verwaltungsmitarbeiter sind nicht die besseren Energiemanager. Viele bilden sich 
leider ein, besser als private Akteure die Gewinnung und Verteilung von Energie 
organisieren zu können. Das ist nicht Aufgabe der Kommunen. Dort, wo der 
Wettbewerb funktionieren kann, wie im Stromerzeugungsmarkt, sollten sich Staat 
und Kommunen unternehmerisch raus halten. Staat und Gemeinden sollten den 
energierechtlichen Rahmen setzen. Sie sollten als „Schiedsrichter“, nicht als 
„Mitspieler“ auftreten. Kommunalpolitiker sollten ihre Kommunen nicht in 
energiewirtschaftliche Abenteuer stürzen! 
Die Landespolitik sollte nicht dazu ermuntern, Ökostromsubventionen abzugreifen, 
um Gemeindekassen zu füllen. Denn nicht die idealisierte Unterstützung der sog. 
Energiewende motiviert viele Kommunalpolitiker zu energiewirtschaftlichem 
Unternehmertum, sondern die vage Hoffnung auf zusätzliche, dauerhafte 
Einnahmen. Doch der Traum vom leicht verdienten Geld ist schon oft geplatzt. Dies 
zeigen die Verluste, die hessische Energieversorger im Eigentum der Kommunen in 
den vergangenen Jahren im Zuge veränderter Strommarktbedingungen mit 
Kraftwerksbeteiligungen erwirtschaftet hätten. Beispiele finden sich in Frankfurt, 
Darmstadt und Fulda. 
Die VhU fordert die Landespolitik auf, aus diesen Negativbeispielen zu lernen: 
Kommunalpolitiker sollten aufhören, sich und anderen Illusionen zu machen: Im 
Augenblick der Investitionsentscheidung wird diese als sicheres Geschäft dargestellt. 
Dass sich Rahmenbedingungen – auch staatlich gesetzte – fundamental und rasch 
ändern können, wird hingegen ausgeblendet. Und wenn dann das Kind in den 
Brunnen fällt, sind immer die anderen Schuld. Damit sollte Schluss sein. 
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Zu Art 1, Nr. 1 b) Breitbandausbau 
Die VhU befürwortet die von CDU und Bündnis 90/ Die Grünen geplante Änderung 
der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) im Bereich Breitband, um den Gemeinden 
zu erlauben, den Breitbandausbau dort voranzubringen, wo sich kein privater 
Anbieter findet. 
Es ist sinnvoll, dass Land und Gemeinde den Breitbandausbau in ländlichen 
Gebieten beschleunigen. Der Breitbandzugang ist Voraussetzung für die 
Standortwahl vieler industrieller und gewerblicher Betriebe sowie für 
bandbreitenintensive Dienstleistungen, wie sie Architekten, Ingenieurbüros oder 
Graphikdesigner anbieten. Die Digitalisierung vieler Wirtschafts- und Lebensbereiche 
verspricht einen dauerhaften Wachstumsschub, der ohne Breitbandausbau 
unmöglich wäre. 
Da sich bisher in ländlichen Gebieten in der Regel kein privater Anbieter für den 
Breitbandausbau findet, somit der seltene Fall von Marktversagen vorliegt, ist es 
richtig und auch geboten, dass Gemeinden diese Lücke füllen.  
Gleichwohl fordert die VhU, eine explizite Pflicht zur Markterkundung vor einem 
Breitbandausbau durch die Kommunen in der HGO zu verankern. Die jetzige 
Gesetzesformulierung sieht diese Pflicht noch nicht vor.  
Denn die Technik wird sich weiter entwickeln. Es muss sichergestellt werden, dass in 
städtischen Gebieten, wo derzeit private Unternehmen Breitband anbieten, nicht 
künftig die Gemeinde eine neue Technik nutzt, um etablierten privaten Anbietern 
Konkurrenz zu machen. Die Gemeinden dürfen auch zukünftig nur dort wirtschaftlich 
tätig werden, wo Marktversagen herrscht und wo dies durch eine Markterkundung 
festgestellt wurde. 
 
 
Zum Änderungsantrag der SPD – Drucks. 19/359 – 
Die VhU lehnt diesen Änderungsantrag ab. 
Die von der SPD vorgeschlagene Regelung würde den Gemeinden eine noch 
weitergehende wirtschaftliche Betätigung erlauben, als es der Gesetzentwurf von 
CDU und Bündnis 90 / Die Grünen vorsieht. Die im Bereich Energiewirtschaft 
formulierten grundsätzlichen Ablehnungsgründe der VhU – insbesondere der 
Hinweis auf die fehlende Haftung der öffentlich-rechtlichen Entscheider – gelten auch 
für den SPD-Änderungsantrag. 
Die VhU sieht in dem SPD-Änderungsantrag den Versuch, den Gemeinden einen 
weitreichenden Freibrief für die wirtschaftliche Betätigung auszustellen. Mit 
unbestimmten Begriffen wie „öffentlicher Zweck“ und „Daseinsvorsorge“ wird die Tür 
für immer neue Wirtschaftsbereiche aufgestoßen. Explizit nennt die SPD zum 
Beispiel die gesamte „Energieversorgung“ und das komplette „Wohnungswesen“. 
Dies lehnt die VhU ab. Es sollte beim Grundsatz „Privat vor Staat“ bleiben. 
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Die Landesgruppe Hessen des Verbandes kommunaler Unternehmen (VKU) vertritt 
133 kommunalwirtschaftliche Unternehmen in den Bereichen Energie, 
Wasser/Abwasser sowie Abfallwirtschaft und zunehmend auch in der 
Breitbandtelekommunikation. Mit rund 16.500 Beschäftigten wurden 2012 
Umsatzerlöse von rund 10,4 Milliarden Euro erwirtschaftet und etwa 730 Millionen 
Euro investiert. Die überwiegend mittelständisch organisierten 
Versorgungsunternehmen haben erhebliche standortrelevante Bedeutung für die 
regionale Wirtschaftsentwicklung und den Erhalt lokaler Arbeitsplätze. 
 
Wir begrüßen es sehr, dass der Gesetzgeber die Rolle der kommunalen 
Unternehmen bei der Umsetzung der Energiewende sowie bei der Versorgung der 
Bevölkerung mit Breitbandzugängen anerkennt und die insoweit dringend 
notwendige Reform der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) angehen möchte. 
 
 

1) Breitbandversorgung 

Was die Breitbandversorgung angeht, wird die Aufnahme dieses Aufgabenbereichs 
in den Katalog der nichtwirtschaftlichen Tätigkeiten es den kommunalen 
Unternehmen spürbar erleichtern, die gebotenen Investitionen anzugehen. Diesen 
Teil des Gesetzentwurfs unterstützen wird daher vollumfänglich.  
 
 

2) Energiewirtschaftliche Betätigung 

Mit der Regelung im bisherigen § 121 Abs. 1a HGO werden bereits für einzelne 
Betätigungen im Bereich der Energieversorgung die ansonsten restriktiven Vorgaben 
für die kommunalwirtschaftliche Betätigung gelockert. Bislang sind die „Erzeugung, 
Speicherung und Einspeisung erneuerbarer Energien sowie die Verteilung von 
hieraus gewonnener thermischer Energie“ möglich. Mit der Reform soll auch die 
„Verteilung elektrischer Energie“ ermöglicht werden. Zudem soll die Vorgabe 
entfallen, dass die kommunale Beteiligung an entsprechenden Unternehmen 50 
Prozent nicht übersteigen soll. 
Diese Weiterentwicklung des § 121 Abs. 1a HGO ist als Schritt in die richtige 
Richtung zu begrüßen. Die vorgesehene punktuelle Änderung reicht aber nicht aus, 
um es den Kommunen zu ermöglichen, sich nachhaltig energiewirtschaftlich zu 
betätigen und so an der Umsetzung der Energiewende mitzuwirken. 
Zwar eröffnet § 121 Abs. 1a HGO nun gewisse Spielräume. Vor dem Hintergrund 
weiterer gesetzlicher Vorgaben für die Energieversorgung und auch angesichts der 
Marktbedingungen würde die vorgesehene Anpassung neuen Marktakteuren kaum 
weiterhelfen. 
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Berücksichtigung des neuen EEG 2014 
 

Die neue Fassung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG), die im Entwurf 
vorliegt und die zum August 2014 in Kraft treten soll, enthält den neuen Grundsatz, 
dass die Anlagenbetreiberinnen und Anlagenbetreiber für die Einspeisung von EEG-
Strom künftig im Regelfall keine Einspeisevergütung mehr erhalten, sondern diesen 
Strom im Wege der Direktvermarktung verwerten müssen (vgl. § 2, § 19, § 32 ff. 
EEG 2014). Das neue EEG gewährt zwar auch eine Förderung für den selbst zu 
vermarktenden Strom, letztendlich obliegt es aber den Anlagenbetreiberinnen und 
Anlagenbetreibern, sich um den Vertrieb des selbst erzeugten EEG-Stroms zu 
kümmern. 
 
Mit der aktuellen EEG-Novelle wird es somit erforderlich, den kommunalen 
Unternehmen nicht nur die Einspeisung von Strom aus erneuerbaren Energien zu 
ermöglichen, sondern auch den Vertrieb. Denn nur der Vertrieb im Wege der 
Direktvermarktung wird künftig noch eine Förderung nach dem EEG erhalten und 
damit die Wirtschaftlichkeit der Betätigung sicherstellen. Sollten die kommunalen 
Unternehmen in Hessen künftig nicht die Möglichkeit erhalten, Strom aus 
erneuerbaren Energien zu vertreiben, dürfte dies weitere Investitionen der 
kommunalen Unternehmen in diesem Bereich ausschließen. 
 
§ 121 Abs. 1a S. 1 HGO sollte daher folgende Fassung erhalten: 
 

„Abweichend von Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 1 und § 122 Abs.1 Satz 1 
Nr. 1 dürfen Gemeinden sich ausschließlich auf dem Gebiet der Erzeugung, 
Speicherung, Einspeisung und des Vertriebs von Strom und Wärme aus 
erneuerbaren Energien sowie der Verteilung von elektrischer und thermi-
scher Energie bis zum Hausanschluss wirtschaftlich betätigen, wenn die Be-
tätigung innerhalb des Gemeindegebietes oder im regionalen Umfeld in den 
Formen interkommunaler Zusammenarbeit erfolgt.“ 

 
Wir empfehlen ebenfalls, klarzustellen, dass es um Strom und um Wärme geht. Die 
Formulierung „Einspeisung erneuerbarer Energien“ ist sprachlich ungenau. Denn 
letztendlich geht es darum, dass die Produkte, die aus erneuerbaren Energien 
hergestellt werden, eingespeist werden sollen. Da nachfolgend auf die Verteilung von 
elektrischer und thermischer Energie abgestellt wird, sollte vorab auch klargestellt 
werden, dass sowohl die Erzeugung, Speicherung, Einspeisung von Strom wie auch 
von Wärme privilegiert sein sollen. 
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Berücksichtigung des Nachfrageverhaltens von Kunden 
 

Nach der Neufassung des EEG 2014 erhalten künftige Investitionen in EEG-Strom im 
Regelfall nur noch dann eine finanzielle Förderung, wenn dieser Strom an Dritte 
vermarktet wird. Eine Einspeisevergütung erhalten künftig nur noch besonders kleine 
EEG-Anlagen sowie ausnahmsweise solche EEG-Anlagen, deren Vertragspartner 
bei der Direktvermarktung „ausgefallen“ ist (z. B. wegen Insolvenz oder wegen 
Vertragsbeendigung).  
 
Da künftig eine Vermarktung des EEG-Stroms erforderlich ist, wird man auch das 
Nachfrageverhalten von möglichen Kunden berücksichtigen müssen. Soweit lediglich 
Strom aus erneuerbaren Energien vermarktet werden darf, dürfte es aber schwierig 
werden, einen Endkunden mit entsprechendem Bedarf zu finden. Eine Lockerung der 
HGO, die sich aber darauf beschränkt, lediglich die Erzeugung und Einspeisung von 
Strom (und Wärme) aus erneuerbaren Energien zu erleichtern, erscheint daher nicht 
zielführend. 
 
Energie ist im Ergebnis nur dann marktfähig, wenn sie dem Bedarf der Endkunden in 
vollem Umfang entspricht. Teillieferungen entsprechen dagegen nicht dem 
Kundenwunsch und sind somit nur in seltenen Fällen vermarktungsfähig. Die 
bestehenden herkömmlichen Kunden-Lastprofile lassen sich jedoch mit 
ausschließlich erneuerbaren Energien nicht wirtschaftlich beliefern. Dies ist 
offensichtlich im Hinblick auf die volatilen erneuerbaren Energien Windkraft und 
Solarenergie. Aber auch der Einsatz von Biomasse (Holzpellets, Biomethan, …) kann 
kurzfristige Bedarfsschwankungen nur unter erhöhten Anforderungen abdecken. Eine 
ausschließlich regenerativ betriebene Kundenbelieferung ist daher wirtschaftlich 
kaum realisierbar. Die aktuelle Novelle des EEG lässt zudem einen wirtschaftlichen 
Betrieb neuer Biomasseanlagen, die nach dem 31.07.2014 in Betrieb gehen, nicht 
weiter erwarten. 
 
Es ist daher wichtig, bei den „kommunalen Energielieferungen“ auch fossile Anteile 
zur Bereitstellung von Redundanzen und zur Abdeckung von Spitzenlasten 
zuzulassen. Hier sollte insbesondere das Potenzial aus dezentralen Anlagen, die 
nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz gefördert werden, miteingeschlossen 
werden.  
 
Diese Forderung entspricht auch den Ergebnissen des Hessischen Energiegipfels 
aus 2011, der bestimmte fossile Energien als sog. Brückentechnologien für 
erforderlich hält, insbesondere um die Stabilität der Versorgungsnetze zu 
gewährleisten. 
 
Im Grundsatz sollten neue Marktakteure in den Bereichen tätig werden dürfen, in 
denen auch etablierte Akteure (bspw. Stadtwerke) wirtschaftlich tätig sind. 
 
 

28



 

5 / 5 

Nach § 121 Abs. 1a S. 1 HGO sollte daher der folgende Satz eingefügt werden: 
 

„Dies gilt auch für eine Betätigung im Bereich der hocheffizienten Kraft-
Wärme-Kopplung aus fossilen Energieträgern.“ 
 
 

 
3) Anpassen der Vorrangregel in § 121 Abs. 1b HGO 

Nach der aktuellen Fassung des § 121 Abs. 1b HGO dient auch § 121 Abs. 1a HGO 
dem Schutz privater Dritter. Mit der nun anstehenden Anpassung wird in den 
Wortlaut des § 121 Abs. 1a HGO eine Schutzformel für das Handwerk dergestalt 
eingebaut, dass die wirtschaftliche Betätigung der Kommune nur bis zum 
Hausanschluss erfolgen kann. Damit ist dem Schutzbedürfnis des Handwerks 
hinreichend Rechnung getragen. Der Hinweis in § 121 Abs. 1b auf den Abs. 1a kann 
somit nun gestrichen werden. 
 
 
 

4) Änderungsanträge der Fraktion der SPD sowie der Fraktion DIE LINKE 

Der VKU hält den Ansatz, die Hürden für die kommunalwirtschaftliche Betätigung in 
der Daseinsvorsorge insgesamt abzusenken für vorzugswürdig. Der Ansatz der 
Koalition kann jedoch gleichwohl das Ziel erreichen, den Kommunen die Mitwirkung 
an der Energiewende zu ermöglichen. Im letztgenannten Fall, ist es jedoch 
notwendig bei der Anpassung der HGO die Vorgaben des Energierechts sowie die 
Marktbedingungen genau zu beachten, damit die Neuregelungen letztendlich mit 
Leben gefüllt werden können. Der zuerst genannte grundsätzliche Ansatz erlaubt 
dagegen mehr Spielräume und erreicht auch ohne eine passgenaue Ausformulierung 
das Ziel, die Rolle der Kommunen bei der Energiewende zu stärken. 
 
 
 

Ansprechpartner: 

Dipl. - Pol. Martin Heindl 
Geschäftsführer 
 
Verband kommunaler Unternehmen e.V. 
Landesgruppe Hessen 
Frankfurter Straße 2 
65189 Wiesbaden 
 
Tel. 0611/1702-29 
Fax 0611/1702-30 
E-Mail: Heindl@vku.de 

29


	Vorblatt-2
	Sammelmappe1
	01-ANGA
	01-Athanus
	01-DTAG
	01-HEAG
	01-IKBIT
	01-Netcom
	01-VHU
	01-VKU


